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19. Wahlperiode 10.09.2020 

Antrag 

der Abgeordneten Ulla Jelpke, Heike Hänsel, Michel Brandt, Dr. André Hahn, 
Jan Korte, Doris Achelwilm, Gökay Akbulut, Simone Barrientos, Christine 
Buchholz, Dr. Diether Dehm, Anke Domscheit-Berg, Susanne Ferschl, Brigitte 
Freihold, Sylvia Gabelmann, Nicole Gohlke, Matthias Höhn, Andrej Hunko, 
Dr. Achim Kessler, Jutta Krellmann, Sabine Leidig, Dr. Gesine Lötzsch, 
Cornelia Möhring, Niema Movassat, Norbert Müller, Zaklin Nastic, 
Dr. Alexander S. Neu, Thomas Nord, Petra Pau, Tobias Pflüger, Martina 
Renner, Eva-Maria Schreiber, Friedrich Straetmanns, Helin Evrim Sommer, 
Alexander Ulrich, Kathrin Vogler, Harald Weinberg, Hubertus Zdebel, Pia 
Zimmermann und der Fraktion DIE LINKE. 

Konsequenzen aus dem Brand in Moria ziehen – Lager auf den griechischen 

Inseln auflösen und Geflüchtete in Deutschland aufnehmen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. In der Nacht zum 9. September 2020 wurde der sogenannte EU-Hotspot Moria 
auf der griechischen Insel Lesbos durch mehrere Brände fast vollständig zerstört. 
Tausende Schutzsuchende sind dadurch obdachlos geworden und nun völlig auf 
sich gestellt. Der verheerende Brand ist eine Katastrophe mit Ansage: Seit etwa 
einem Jahr gibt es Initiativen und Forderungen unterschiedlichster Akteure, die 
Hotspot-Lager der EU aufzulösen und die dort gestrandeten Geflüchteten auf an-
dere EU-Mitgliedstaaten zu verteilen. Das Lager Moria war für etwa 2.800 Men-
schen ausgelegt, zuletzt lebten dort fast 13.000 Menschen, ein Drittel von ihnen 
Kinder und Jugendliche. Die Lebensbedingungen in dem Lager waren nach über-
einstimmender Einschätzung, etwa von vor Ort tätigen Hilfsorganisationen, 
schlicht unmenschlich und eine Schande für Europa. Es gab zudem konkrete War-
nungen, dass ein Ausbreiten der Corona-Pandemie in dem Lager zu unkontrol-
lierbaren Zuständen führen würde, weil es den Menschen unmöglich sein würde, 
die gebotenen Schutz-, Abstands- und Hygieneregeln einzuhalten. Über Monate 
hinweg wurde das Lager zur Abwendung von Infektionen abgeriegelt, für die Be-
wohnerinnen und Bewohner bedeutete dies eine zusätzliche extreme Belastung. 
Nachdem erste Infektionen im Lager festgestellt wurden, mussten die Geflüchte-
ten eine rasche Verbreitung des Virus im Lager fürchten. Eine sofortige Evaku-
ierung der nach den Bränden mehrfach traumatisierten Menschen und ihre Ver-
bringung in eine sichere und menschenwürdige Umgebung ist nach all dem nicht 
zuletzt ein Gebot der Menschlichkeit. 
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2. Bei den Ereignissen in Moria handelt es sich nicht um eine Naturkatastrophe, 
sondern um politisch gewollte Zustände. Die unerträglichen Lebensbedingungen 
sind die Folge politischen Handelns, sie wurden im Rahmen einer auf Abschre-
ckung und Abschottung setzenden Politik der EU produziert und in Kauf genom-
men. Dass es der wohlhabenden Europäischen Union mit ihren 450 Millionen 
Einwohnerinnen und Einwohnern nicht gelungen ist, für wenige zehntausend 
Schutzsuchende menschenwürdige Aufnahmebedingungen zu schaffen und faire 
und rechtsstaatliche Asylverfahren zu organisieren, ist eine menschenrechtliche 
Bankrotterklärung. Die Uneinigkeit innerhalb der Europäischen Union in der 
Asylpolitik ist jedoch keine Rechtfertigung dafür, nicht alles Mögliche zu tun, um 
die akute Notlage auf den griechischen Inseln zu beenden. Der Deutsche Bundes-
tag kritisiert diesbezüglich die Haltung des Bundesministers des Innern, für Bau 
und Heimat Horst Seehofer, der konkrete Aufnahmeinitiativen der Bundesländer 
Berlin und Thüringen verhindert hat mit der Begründung, es bedürfe einer euro-
päischen Lösung – die aber nicht in Sicht ist. Deutschland könne nicht alle Flücht-
linge aufnehmen, heißt es oftmals, doch im letzten Jahr lag die Zahl der durch 
Deutschland aufgenommenen Flüchtlinge unter dem Strich bei gerade einmal 
95.000 Menschen – und damit sogar noch weit unterhalb des im Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD vereinbarten Korridors von bis zu 220.000 Men-
schen im Jahr (vgl. Bundestagsdrucksache 19/21802). Wir streben eine europäi-
sche Lösung an, aber solange diese nicht kommt, muss Deutschland voran gehen. 
Schließlich war es auch die Bundesregierung, die den sogenannten Flüchtlings-
deal mit Recep Tayyip Erdoğan vorangetrieben hat und aufgrund dessen der Hot-
spot Moria eingerichtet wurde. Die bisherige Zusage der Bundesregierung zur 
Aufnahme von nicht einmal 1.000 Menschen aus den griechischen Hotspots ist 
aus Sicht des Deutschen Bundestages vor diesem Hintergrund völlig inakzepta-
bel. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. in einem ersten Schritt die rund 13.000 Menschen, die durch die Brände in Moria 
obdachlos geworden sind, aufzunehmen, soweit diese nicht in andere aufnahme-
bereite Länder möchten; die Bundesregierung kann sich dabei auf die Aufnahme-
bereitschaft und Initiativen zahlreicher Bundesländer und Kommunen stützen, 

2. sich auf EU-Ebene für die Abschaffung des Hotspot-Systems, die Auflösung aller 
Hotspot-Lager und für eine finanzielle Unterstützung der auf den griechischen 
Inseln betroffenen Bevölkerung einzusetzen, 

3. die Schutzsuchenden aus diesen Lagern im Rahmen eines fairen Aufnahmesys-
tems auf andere EU-Mitgliedstaaten zu verteilen; dabei müssen die Interessen und 
bestehende soziale Kontakte der Geflüchteten zentral berücksichtigt werden. 

Berlin, den 9. September 2020 

Amira Mohamed Ali, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion 
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